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Stellungnahme der Bundes-Dekanekonferenz Pflegewissenschaft zum Referentenentwurf des 
Pflegekompetenzgesetzes 
 
Die Bundes-Dekanekonferenz Pflegewissenschaft begrüßt den vorliegenden Referentenentwurf des 
Pflegekompetenzgesetzes, der bedeutsame Schritte zur Stärkung der Eigenständigkeit und 
Professionalisierung der Pflegeberufe in Deutschland unternimmt. Angesichts des demografischen 
Wandels und des wachsenden Pflegebedarfs in unserer Gesellschaft ist es dringend notwendig, die 
Pflege als eigenständige und verantwortungsvolle Disziplin im Gesundheitssystem zu verankern. Der 
vorliegende Entwurf greift viele wichtige Themen auf, die seit langem in der pflegewissenschaftlichen 
und berufspolitischen Debatte stehen, erfordert jedoch in einigen Bereichen Konkretisierungen und 
Verbesserungen, um die volle Autonomie und Professionalität des Pflegeberufs zu gewährleisten. 
 
I. Stärkung der Eigenständigkeit der Pflegeberufe 
 
Besonders positiv bewertet die Bundes-Dekanekonferenz die Integration der Vorbehaltsaufgaben und 
heilkundlichen Tätigkeiten in das Leistungsrecht. Diese Neuerung bietet Pflegefachpersonen die 
Möglichkeit, ihre fachlichen Kompetenzen eigenverantwortlich und autonom auszuüben, was sowohl 
zur Professionalisierung des Berufs als auch zur Entlastung der ärztlichen Versorgung beiträgt. 
Wir unterstützen ausdrücklich die Festlegung, dass heilkundliche Aufgaben ausschließlich durch 
hochschulisch ausgebildete Pflegefachpersonen ausgeführt werden sollen. Pflegefachpersonen, die ein 
primärqualifizierendes Pflegestudium absolviert haben, verfügen über die notwendigen 
wissenschaftlichen und praktischen Kompetenzen, um komplexe heilkundliche Aufgaben selbstständig 
und qualitativ hochwertig zu übernehmen. Es ist wichtig, dass nur akademisch qualifizierte Pflegekräfte 
in der Lage sind, heilkundliche Aufgaben zu übernehmen, da diese Tätigkeiten ein vertieftes Wissen über 
evidenzbasierte Pflegemethoden, rechtliche Grundlagen sowie eine enge Verzahnung von Theorie und 
Praxis erfordern. Hier können die Hochschulen berufserfahrenen Pflegefachkräften ihre schulische 
Ausbildung entsprechende anerkennen. 
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Gleichzeitig muss die Zusammenarbeit zwischen Pflege und Medizin klar geregelt werden, 
insbesondere in stationären Einrichtungen. Hier müssen Kooperationsmodelle entwickelt werden, die 
die spezifischen Rollen und Verantwortlichkeiten beider Berufsgruppen definieren, ohne die 
pflegerische Eigenständigkeit zu gefährden. Ziel sollte eine partnerschaftliche Zusammenarbeit sein, die 
den Patientenschutz maximiert und den professionellen Handlungsspielraum der Pflegefachpersonen 
respektiert. 
 
II. Die Rolle der Pflegewissenschaft 
 
Die Pflegewissenschaft hat in den letzten Jahren maßgeblich zur Entwicklung und Professionalisierung 
des Pflegeberufs beigetragen. Ohne wissenschaftlich fundierte Methoden und evidenzbasierte Praxis 
wäre die notwendige Weiterentwicklung der Pflege nicht möglich gewesen. Daher fordert die Bundes-
Dekanekonferenz eine enge Einbindung der Pflegewissenschaft in die Umsetzung des 
Pflegekompetenzgesetzes. 
Es ist unerlässlich, dass die wissenschaftliche Begleitung der Implementierungsprozesse sicherstellt, 
dass die angestrebten Ziele des Gesetzes – insbesondere die Entlastung der Pflegefachpersonen und die 
Verbesserung der Versorgungsqualität – tatsächlich erreicht werden. Hierzu bedarf es einer 
systematischen Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft, Praxis und Politik. 
 
III. Erweiterung des Aufgabenspektrums für Pflegefachpersonen 
 
Die Übertragung heilkundlicher Aufgaben auf Pflegefachpersonen stellt einen zentralen Punkt im 
Pflegekompetenzgesetz dar. Diese Maßnahme wird von der Bundes-Dekanekonferenz ausdrücklich 
begrüßt. Die Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten sollte jedoch ausschließlich hochschulisch 
qualifizierten Pflegefachpersonen vorbehalten sein. Diese verfügen über die notwendige 
wissenschaftliche und praktische Kompetenz, um heilkundliche Aufgaben in hoher Qualität 
eigenverantwortlich zu übernehmen. 
Das erweiterte Aufgabenspektrum der Pflegefachpersonen sollte flexibel gestaltet werden und sich an 
den aktuellen Pflegebedarfen orientieren, ohne auf standardisierte Module beschränkt zu bleiben. 
Dabei müssen pflegewissenschaftlich fundierte Qualitätsinstrumente, wie beispielsweise die 
nationalen Expertenstandards des Deutschen Netzwerks für Qualitätsentwicklung in der Pflege 
(DNQP), verbindlich berücksichtigt werden, um die Versorgungsqualität sicherzustellen. 
Ein kritischer Punkt ist die weiterhin geplante ärztliche Stellung bei der Ausübung heilkundlicher 
Tätigkeiten durch Pflegefachpersonen. Die Bundes-Dekanekonferenz lehnt diese Einschränkung ab, da 
sie der vollen Entfaltung der pflegerischen Autonomie und der Weiterentwicklung des Berufsbildes, 
insbesondere hin zu einem Advanced Nurse Practitioner (ANP) - Modell, im Wege steht. Es sollte 
sichergestellt werden, dass akademisch ausgebildete Pflegefachpersonen heilkundliche Aufgaben 
vollständig eigenverantwortlich übernehmen können, ohne dabei unter ärztlicher Aufsicht zu stehen. 
 
IV. Strukturelle Reformen in der Langzeitpflege 
 
Die im Referentenentwurf vorgeschlagenen strukturellen Reformen in der Langzeitpflege, insbesondere 
die Flexibilisierung von Pflegeleistungen und die Stärkung kommunaler Netzwerke, werden von der 
Bundes-Dekanekonferenz unterstützt. Es ist jedoch notwendig, die konkrete Umsetzung dieser 
Reformen zu evaluieren, insbesondere in Hinblick auf die Sicherstellung der pflegerischen Versorgung in 
strukturschwachen und unterversorgten Regionen. 
In diesen Regionen müssen Pflegefachpersonen aktiv in die Planung und Umsetzung neuer 
Versorgungsmodelle eingebunden werden, um die Praxistauglichkeit und Nachhaltigkeit der 
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Maßnahmen sicherzustellen. Akademisch ausgebildete Pflegefachpersonen spielen hier eine zentrale 
Rolle, da sie in der Lage sind, innovative Versorgungsstrukturen zu gestalten und komplexe 
Pflegeaufgaben eigenverantwortlich zu übernehmen. 
Es ist außerdem wichtig, dass der Einsatz von hochschulisch qualifizierten Pflegefachpersonen in allen 
Versorgungsbereichen gefördert wird.  
 
V. Zusammenarbeit mit der Bundesregierung und berufsständische Vertretung 
 
Die Bundes-Dekanekonferenz unterstützt die Einsetzung einer/eines Beauftragten der 
Bundesregierung für Pflege, wie im Entwurf vorgesehen. Diese Position kann dazu beitragen, die 
Pflegefachberufe auf Bundesebene zu stärken und ihre Bedeutung im Gesundheitssystem 
hervorzuheben. Es ist jedoch essenziell, dass diese Beauftragte oder dieser Beauftragter eine 
pflegewissenschaftliche Expertise hat und eng mit pflegewissenschaftlichen Institutionen 
zusammenarbeitet, um sicherzustellen, dass wissenschaftlich fundierte Erkenntnisse in politische 
Entscheidungen einfließen. Darüber hinaus ist eine starke berufsständische Vertretung der 
Pflegeberufe auf Bundesebene notwendig, um die Interessen der Pflegefachpersonen in politischen 
Prozessen wirksam zu vertreten.  
 
 
Die Bundes-Dekanekonferenz Pflegewissenschaft sieht im Pflegekompetenzgesetz einen wichtigen 
Schritt zur Stärkung der Pflegeberufe in Deutschland. Es ist jedoch entscheidend, dass die 
wissenschaftlichen Potenziale der Pflege in die Umsetzung des Gesetzes einfließen und 
pflegewissenschaftliche Organisationen aktiv in die weiteren Schritte eingebunden werden. Nur so kann 
die pflegerische Versorgung in Deutschland nachhaltig verbessert und an die wachsenden 
Herausforderungen der Zukunft angepasst werden. 
 
Für den Vorstand der Bundes-Dekanekonferenz Pflegewissenschaft: 

 Prof. Dr. Steve Strupeit 
 Prof. Dr. Uta Gaidys 
 Prof. Dr. Johannes Gräske 

 
 


